
 

sätzlich zumBeitrag fürdie gesetzlicheRen-
te Geld auf ein „Vorsorgekonto“ einzahlen
können,dasamKapitalmarktangelegt wird.
Ein Teil der jährlich erwirtschaftetenErträ-
ge soll in einen kollektiven Reservetopf flie-
ßen,um etwaige Verluste auszugleichen.Ein
solcher Mechanismus schmälert freilich die
Renditechancen,weshalbandereVorschläge
für ein Standard-Altersvorsorgeprodukt
auf einenRisikoausgleich verzichten.
Die Deutsche Aktuarvereinigung (DAV)

empfiehlt, die Garantiezinsen auf Lebens-
versicherungen zum 1. Januar 2022 von 0,9
auf 0,25 Prozent zu senken. Zudem sollten
Versicherungsgesellschaften von der Pflicht
entbunden werden, bei Riester-Verträgen
und in der betrieblichen Altersvorsorge
mindestens den Erhalt aller angesparten
Beiträge bis zumRenteneintritt zu garantie-
ren. Die Zinsen am Kapitalmarkt seien in
derCorona-Krisenoch einmal um 0,2bis 0,5
Prozentpunkte gesunken, sagte DAV-Vor-
standGuidoBader, imHauptberuf Vorstand
derStuttgarterLebensversicherung.

EineMehrheit (68 Prozent) der vom Insti-
tut für Demoskopie Allensbach befragten
Baden-Württemberger, die täglich oder
mehrfach in derWochemit demAuto unter-
wegs sind, sieht in Bus und Bahn „keine
ernsthafte Alternative“ und schließt einen
Umstieg aus. Auch bei E-Autos fehlt noch
Akzeptanz. In der Reihe der drängendsten
Problemewerden zuerstdiehohenPreise für
den Nahverkehr in Bussen und Bahnen ge-
nannt (52 Prozent), gefolgt von: zu viele
Staus (50), schlechter Zustand der Straßen
(45) und zu wenig Parkplätze in Innenstäd-
ten (43). Erst an zehnter Stelle wird der
„schlechteZustanddesSchienennetzes“ ge-
nannt (17 Prozent).Großstädter nehmen die
Ticketpreise für Busse und Bahnen sowie
Staus als Problem wahr, „Bewohner ländli-
cher Regionen ärgern sich überproportional
oft über schlechteVerkehrsanbindungen“.
Auffällig ist, dass Lieblingsthemen des

grünen Landesverkehrsministers Winfried
Hermann bei den Bürgern kaum eine Rolle
spielen: EinenMangel anRadwegen stellt je-
derVierte fest,Car-Sharing-Angebote fehlen
jedem Zehnten. Allerdings lehnen nur noch
34 Prozent Tempolimits auf Autobahnen
striktab.

b Kommentar

STUTTGART. Die nächste Runde des BaWü-
Checks der baden-württembergischen Ta-
geszeitungen zeigt: Eine Mehrheit der Be-
fragten (64 Prozent) ist der Ansicht, dass im
Südwesten in den letzten Jahren zu wenig in
die Verkehrsinfrastruktur investiert worden
sei.Damit istderAnteilder mitdemZustand
von Straßen, Brücken und anderen Ver-
kehrsbauwerken Zufriedenen im Vergleich
zu 2015 erheblich gesunken.
In der repräsentativen Umfrage war die

Einstellung der Bürger zu verkehrspoliti-
schenHerausforderungen in Zeiten desKli-
mawandels abgefragt worden – gerade vor
demHintergrund,dass die Landesregierung
seit 2011 vondenGrünen geführt wird.
Was die künftige Verkehrspolitik anbe-

langt, ist das Meinungsbild gespalten: Eine
Mehrheit von 56 Prozent findet, der Ausbau
müsse im Straßennetz und im Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) „gleicherma-
ßen“ erfolgen,23Prozent sind für mehrBus-
se und Bahnen und 17 Prozent für den Stra-
ßenbau.Bei jüngerenLeuten zwischen 18bis
29 überwiegendieÖPNV-Anhänger (43Pro-
zent) gegenüber den Freunden des Straßen-
baus.
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13313,24 Pkt.
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.
3521,32 Pkt.
– 3,92 Pkt.

m
1,2066 Dollar
+ 0,098 Cent

Für die meisten sind Bus
und Bahn keine Alternative
Teure Tickets, Staus, schlechte Straßen, zu wenig Parkplätze: Bei einer Umfrage der Tageszeitungen
in Baden-Württemberg findet eine Mehrheit, es wird zu wenig ins Verkehrsnetz investiert.

Von Christoph Link

Prozent
der Befragten halten Stuttgart 21 für

richtig. Bei der Volksabstimmung vor
neun Jahren in Baden-Württemberg

stimmten fast 59 Prozent für das
Milliardenprojekt der Bahn.
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Prozent
der Befragten kennen Landesver-
kehrsminister Winfried Hermann

(Grüne) nicht. Von denjenigen, die
ihn kennen, haben zwölf Prozent

eine „gute Meinung“ von ihm.
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Die Österreicher werden bis
Mitte Januar beim Winter-
sport wohl ganz unter sich
sein. Die neuen Regeln ma-
chen Reisen ins Land vorüber-
gehend höchst unattraktiv,
„damit das Virus nicht durch
Rückkehrer oder Touristen
ins Land getragen wird“,
sagte Kanzler
Sebastian Kurz.
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Kurz bremst
Skifahrer aus

Altersvorsorge: Land
fordert Zusatzrente
Lebensversicherer wollen Garantiezins ab 2022 drastisch senken.

STUTTGART/FRANKFURT. Die Landesregie-
rung dringt angesichts der Probleme beim
Aufbau einer umfassenden Altersvorsorge
für breite Bevölkerungsschichten auf eine
Reform. Noch vor der Landtagswahl im
März kommenden Jahres werde Baden-
Württemberg über den Bundesrat die Bun-
desregierung auffordern, die Voraussetzun-
gen fürein „kostengünstiges,sicheres,trans-
parentes und leistungsstarkes staatlich or-
ganisiertes Standardprodukt“ für den Auf-
bau einerZusatzrente zu schaffen, teilte das
Verbraucherschutzministerium in Stuttgart
unserer Zeitung mit. „Zahlreiche Angebote
zur privaten Altersvorsorge sind am Markt,
aber viele sind zu komplex, die Renditen zu
gering oder die Kosten zu hoch“, kritisierte
Peter Hauk (CDU), Verbraucherschutzmi-
nisterdesLandes.
Die Landesregierung tritt für ein Modell

ein, das schon vor einigen Jahren entwickelt
wurde. Es sieht vor, dass Arbeitnehmer zu-

Von Barbara Schäder

Ungezogen
Die Verkehrspolitik bevormundet
Bürger – das kommt nicht gut an.

Kommentar

„Nur eineMinderheit plädiert fürden
Bau neuerStraßen“,sagteVerkehrsminis-
terWinfriedHermann im vergangenen
Jahr und sieht seinePolitik vollbestätigt.
Schließlichwill er seit jeherdie „Domi-
nanzdes individuellenPkw-Verkehrs
zurückdrängen“ unddieStuttgarter In-
nenstadt autofrei machen.Den meisten
Bürgern sind realeVerbesserungen ihres
Alltags aber wichtiger alsVisionen,die
einerFataMorgana gleichen.Nur neun
Prozenthaben laut einerUmfrageder
Tageszeitungen inBaden-Württemberg
denEindruck, imLandwerde ausrei-
chend inVerkehrsinfrastruktur investiert.

Noch vor fünf Jahren warderAnteilder
Zufriedenen fastdreimal sohoch.Dabei
bestanden imSüdwesten in allderZeit
idealeBedingungen für eineVerkehrs-
politik aus einemGuss.VomMinisterprä-
sidenten überdenVerkehrsminister,vom
Umweltminister überdenRegierungs-
präsidentenbis zumOberbürgermeister
derLandeshauptstadt tragen allemaß-
geblichenAkteure die grüneParteifarbe.
Grün regiert seit Jahrendurch.Deshalb
kann man nun niemandanderes fürdie
Unzufriedenheit verantwortlichmachen.

FahrverboteunddieSperrung vonSpu-
ren zurErzeugung vonStaus sind eher
politischeErsatzhandlungen alsVorboten
einer moderndenVerkehrspolitik.Die
passendenGerichtsurteile hatteman
einstdurchdenVerzicht aufGegenargu-
menteundRechtsmittel selbst mitherbei-
geführt.DiemeistenBürger wollen aber
eineVerkehrspolitik, inderAuto,Bus und
Bahn nicht gegeneinander ausgespielt
werden.Siewollen zwischen alltagstaug-
lichenAlternativen wählen,anstatt wie
ungezogeneKinderbehandelt und immer
wieder gemaßregelt zu werden.

klaus.koester@stuttgarter-nachrichten.de

Von Klaus Köster

Schlachthöfe:
Veterinäre wehren sich
STUTTGART. Tierärzte, die in Schlachthöfen
unter anderemdie Tierschutzauflagen über-
wachen, fordern mehr Personal und vor al-
lem eine bessere Rückendeckung durch die
vorgesetztenÄmter und auch durch dasAg-
rarministerium.HolgerVogel, der Präsident
des Bundesverbandes der verbeamteten
Tierärzte, hält es zudem für notwendig, dass
jederSchlachthof einen eigenenTierschutz-
beauftragten einstellen muss.
Die Veterinäre reagieren damit auf die

jüngste Debatte über Tierschutzverstöße in
den Schlachthöfen Gärtringen (Kreis Böb-
lingen) und Biberach. In heimlichen Auf-
nahmen der Soko Tierschutz war zu sehen,
dass die Amtstierärzte entweder nicht an-
wesend waren oder bei Verstößen nicht ein-
griffen. (fal)

Corona-Auflagen
bis 10. Januar
verlängert
Bayerns Ministerpräsident Söder droht
mit noch schärferen Maßnahmen.

BERLIN. Die derzeit geltenden Corona-Auf-
lagen werden bis zum 10. Januar verlängert.
Darauf verständigten sich Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) und die Regierungs-
chefs der Länder am Mittwoch, wie Merkel
in Berlin am Abend mitteilte. Zu den Maß-
nahmen zählen unter anderem strenge Kon-
taktbeschränkungen, Schließungen von
Gaststätten und Kultureinrichtungen sowie
Reisebeschränkungen. Am 4. Januar wolle
die Runde wieder zusammenkommen, um
über das weitere Vorgehen zu beraten – ur-
sprünglich waren die gegenwärtigen Aufla-
genbis zum 20.Dezemberbefristet.
BayernsMinisterpräsidentMarkus Söder

sagte: „Wir können diese Situation nicht so
hinnehmen.“ Es sei „notwendig und richtig,
denLockdown zu verlängern bis zum 10.Ja-
nuar“. Söder stellte die Möglichkeit noch
schärferer Auflagen in Aussicht. Abhängig
von der Entwicklung müsse überlegt wer-
den, an manchen Stellen „sehr deutlich und
konsequent tieferheranzugehen“. (AFP)

Kreisrundschau

Tageszeitung
im Kreis Böblingen
für Herrenberg und das Gäu Amtsblatt für den Kreis Böblingen
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Im Lokalteil

Herrenberg und das Gäu

Der Landkreis trennt
sich vom tierärztlichen
Personal am Gärtringer
Schlachthof Seite 15
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Die Mötzinger
Volksmission erleuchtet
zum Advent die Fenster
ihres Gebäudes  Seite 21
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Trainer Fabian Gerstlauer
und das SG H2Ku-Team
hoffen auf Wiederbeginn
im Januar Seite 23
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SpendenAdvent 2020
Herzlichen Glückwunsch!

Spende über 1.000 Euro für den DRK 
Ortsverein Kuppingen/Oberjesingen

Der DRK Ortsverein Kuppingen/Oberjesingen 
erhält eine Spende über 1.000 Euro für die 
Anschaffung eines Bürgermobils, das für 
ehrenamtliche Fahrten genutzt werden kann. 
Herzlichen Glückwunsch.
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